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Bürger:innen-Initiative Wuhlheide 

12459 Berlin 

 

 

 

An die Mitglieder des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin 

104. Sitzung des Hauptausschusses am 24. Juni 2026  

Bitte um Anpassung der Tagesordnung und angemessene parlamentarische Befassung mit Bericht 

h19-2950-v zur Tangentialen Verbindung Ost (TVO) 

 
Berlin, 22 Juni 2026 

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

die Bürger:innen-Initiative Wuhlheide befasst sich seit mehreren Jahren mit den Planungen zur 

Tangentialen Verbindung Ost (TVO) und deren Auswirkungen auf Stadtentwicklung, Mobilität, Klima- 

und Umweltschutz sowie die öffentlichen Finanzen. Mit Blick auf die Tagesordnung der 104. Sitzung 

des Hauptausschusses (Fassung vom 17. Juni 2026) möchten wir jedoch auf erhebliche Defizite des 

unter Punkt IV aufgeführten Berichts h19-2950-v der Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, 

Klimaschutz und Umwelt hinweisen und Sie gleichzeitig bitten, eine angemessene parlamentarische 

Befassung sicherzustellen. 

 

Hintergrund 

Gemäß Auflage B.36 zum Haushalt 2026/2027 (D19-2828) ist der Senat verpflichtet, dem Parlament 

jährlich über den Stand der TVO zu berichten. Ein entsprechender Bericht wurde am 10. Juni 2026 

vorgelegt. Nach der aktuellen Tagesordnung der kommenden Sitzung des Hauptausschusses soll dieser 

im Rahmen der Konsensliste nun lediglich zur Kenntnis genommen werden. Eine inhaltliche Aussprache 

würde somit entfallen. 

Aus unserer Sicht besteht diesbezüglich erheblicher Anlass zur Kritik. Der vorgelegte Bericht behandelt 

wesentliche Fragestellungen, die bereits Gegenstand parlamentarischer Anfragen, öffentlicher 

Debatten und Haushaltsberatungen waren, nicht oder mindestens unzureichend. Dies betrifft 

insbesondere: 

• die erhebliche Veränderung der erwarteten Gesamtkosten, 

• die ungeklärte Finanzierung des Landesanteils, 

• die Perspektiven externer Fördermittel, 

• die Auswirkungen fortdauernder Verzögerungen im Planfeststellungsverfahren, 

• die Belastbarkeit der bisherigen Nutzen-Kosten-Bewertung. 

 

Die auferlegte Berichtspflicht dient ausdrücklich der parlamentarischen Kontrolle eines der größten 

Infrastrukturvorhaben des Landes Berlin. Ein solcher Bericht sollte eine sachgerechte Bewertung von 

Projektfortschritt, Risiken, Kostenentwicklung, Wirtschaftlichkeit und politischem Handlungsbedarf 

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2950-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2950-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/dokumente/drucksachen?Open&Wahlperiode=19&Vorgang=19%2F2828&Ausschuss=19-plenum
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ermöglichen. Aus unserer Sicht sind die sich daraus ableitenden Anforderungen mit der vorliegenden 

Fassung des Berichts in keiner Weise erfüllt. 

Der Hauptausschuss trägt als zentrales Gremium der Haushalts- und Budgetkontrolle besondere 

Verantwortung für die Bewertung finanzieller Risiken und die Wirtschaftlichkeit staatlichen Handelns. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es mindestens befremdlich, ein Projekt mit inzwischen erwartbaren 

Gesamtkosten von deutlich über 600 Millionen Euro ohne Aussprache lediglich über die Konsensliste 

zu behandeln. Angesichts der fortgeschrittenen Legislaturperiode ist dies zudem eine der letzten 

Gelegenheiten, aktuelle Entwicklungen im Projekt durch das amtierende Parlament zu bewerten. 

Unsrer Auffassung nach besteht hinreichend Anlass dazu, angesichts der derzeit schon öffentlich 

bekannten, weit über den Inhalt des Berichts hinausgehenden Fakten zu Kosten, Finanzierung, 

Wirtschaftlichkeit und Realisierungszeitraum eine grundlegend neue parlamentarische Bewertung 

einzufordern. 

 

Fehlende Transparenz zum tatsächlichen Projektstand 

Seit Einleitung des Planfeststellungsverfahrens sind inzwischen mehr als zweieinhalb Jahre vergangen. 

Nicht einmal ein Erörterungstermin hat bisher stattgefunden. Ob und wann noch mit einem Planfest-

stellungsbeschluss gerechnet werden kann, ist weiterhin offen. Angesichts der ursprünglich geäußerten 

Zuversicht des Senats wirft dieser Verfahrensstand erhebliche Fragen auf, die der Bericht aber 

unbeantwortet lässt. Aus unserer Sicht deutet dies auf erhebliche Schwierigkeiten im zugrunde-

liegenden Verfahren hin. Gerade deshalb wäre eine transparentere Darstellung bestehender Konflikte, 

Risiken und möglicher Folgen zwingend erforderlich gewesen. 

Stattdessen versucht der Bericht den Eindruck eines weitgehend regulären Projektfortschritts aufrecht 

zu erhalten, selbst wenn zahlreiche Probleme längst öffentlich bekannt und Gegenstand intensiver 

Debatten sind. Die sich aus den Verzögerungen ableitenden Folgen beschränken sich dabei längst nicht 

mehr nur auf die TVO. Das politische Festhalten an einem Projekt, dessen Realisierbarkeit und 

Wirtschaftlichkeit zusehends in Frage stehen, hat unmittelbar Auswirkungen auch auf zahlreiche 

weitere Vorhaben im Berliner Südosten, z.B.: 

• die Planung und Umsetzung der Nahverkehrstangente (NVT), 

• den überfälligen Umbau des Eisenbahnkreuzes Wuhlheide, 

• die Schaffung einer Radschnellverbindung Marzahn-Hellersdorf – Treptow-Köpenick, 

• den Erhaltungsaufwand für die Köpenicker-Allee-Brücke, 

• die Sanierung der Straßen- und Versorgungsinfrastruktur in der Köpenicker Straße, 

• die Entwicklung neuer Wohnquartiere in Lichtenberg, Marzahn-Hellersdorf und Treptow-

Köpenick. 

 

Die derzeitige Situation erzeugt damit nicht nur Unsicherheit für die TVO selbst, sondern blockiert 

zugleich weitere verkehrliche, städtebauliche und wirtschaftliche Entwicklungen.  

 

Kostenentwicklung und fragliche Finanzierung 

Besonders kritisch bewerten wir die unzureichende Darstellung der tatsächlichen Kostenentwicklung. 

Der Bericht verweist im Wesentlichen auf Kostenansätze aus den Jahren 2020 beziehungsweise 2021. 

Gleichzeitig werden im Haushaltsplan 2026/2027 (D19-2627) bereits deutlich höhere Projektkosten 

https://www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/downloads/haushaltsplan-2026-27/artikel.1644823.php
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zugrunde gelegt. Das und verschiedene Antworten des Senats auf parlamentarische Anfragen  

(S19-19332 und h19-2533.c-v)  lassen erkennen, dass innerhalb der Verwaltung längst neuere Erkennt-

nisse zur Kostenentwicklung vorliegen. Diese Diskrepanz bleibt im Bericht ebenfalls unerwähnt. Die 

Anmerkungen zu Titel 72003 im Kapitel 0740 des Einzelplans 07 lassen deutlich erwarten, dass die 

tatsächlichen Projektkosten inzwischen deutlich über den im Bericht genannten Ansätzen liegen. 

Gegenüber den bislang kommunizierten Zahlen entspräche dies einer Kostensteigerung von mehr als 

80 Prozent. 

Ein Projekt dieser Größenordnung darf gegenüber dem Parlament nicht dauerhaft auf Grundlage 

offenkundig veralteter Zahlen dargestellt werden. Besonders problematisch erscheint die Auffassung 

der Verwaltung, eine belastbare Kostenüberprüfung solle erst nach Abschluss des Planfest-

stellungsverfahrens erfolgen. Verfahrenstechnisch mag dies nachvollziehbar sein, politisch und 

haushaltsrechtlich genügt es jedoch nicht. 

Das Parlament hat Anspruch darauf, frühzeitig über erkennbare Risiken und Fehlentwicklungen 

informiert zu werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich bereits erhebliche Zweifel an der 

Finanzierbarkeit des Vorhabens abzeichnen. Der jetzige Stand bei der erreichbaren Förderung zeigt dies 

besonders klar. Nach den bislang bekannten Informationen müsste Berlin derzeit rund 92 Prozent der 

Projektkosten selbst tragen. Bei Gesamtkosten von deutlich über 600 Millionen Euro würde dies eine 

Belastung des Landeshaushalts von weit über einer halben Milliarde Euro bedeuten. 

Gleichzeitig hat der Senat selbst eingeräumt, dass derzeit keine belastbare Perspektive für alternative 

Förderquellen besteht (h19-2533.c-v). Angesichts der erheblichen finanzpolitischen Tragweite hätte 

dieser Umstand ein zentraler Bestandteil der Berichterstattung sein müssen. 

 

Wirtschaftlichkeit und darstellbarer Nutzen der TVO 

Die Frage der Kostenentwicklung ist unmittelbar mit der der Wirtschaftlichkeit des Projekts verbunden. 

Der Hauptausschuss sollte den Senat daher auffordern, zeitnah eine aktualisierte Nutzen-Kosten-

Untersuchung vorzulegen. 

Die politische Legitimation der TVO beruhte über viele Jahre auch auf der Darstellung eines 

vermeintlich positiven Nutzen-Kosten-Verhältnis. Grundlage hierfür sind jedoch noch immer 

Berechnungen aus dem Jahr 2013, die bei Investitionskosten von rund 80 Millionen Euro ein Verhältnis 

von etwa 4,4 zu 1 ergaben ( D17-1041 „TVO-Grundsätze der Planung“). Ein Festhalten an einer mehr 

als zehn Jahre alten Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, deren Kostenannahmen inzwischen um ein 

Vielfaches überschritten werden, genügt weder den Anforderungen verantwortungsvoller Haus-

haltsführung noch dem parlamentarischen Informationsanspruch. Wenn sich Investitionskosten 

vervielfachen und zugleich Planungsrisiken, Bauzeiten und Finanzierungslasten steigen, wird eine 

Neubewertung aus unserer Sicht zwingend erforderlich. 

Das Parlament ist nicht verpflichtet, hierfür auf einen bestimmten Verfahrensstand oder eine 

Beanstandung durch den Landesrechnungshof zu warten. Bei Projekten mit erheblicher finanzieller 

Tragweite muss jederzeit nachvollziehbar sein, dass Nutzen, Risiken und Kosten in einem 

angemessenen Verhältnis stehen. Entscheidend ist heute nicht, ob die TVO vor zehn oder fünfzehn 

Jahren wirtschaftlich erschien. Entscheidend ist allein, ob unter den heutigen Rahmenbedingungen 

weiterhin ein positiver volkswirtschaftlicher Nutzen nachgewiesen werden kann. Hierfür müssen auch 

die Ursachen der Kostensteigerungen transparent offengelegt werden.  

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-19332.pdf
https://www.parlament-berlin.de/dokumente/vorgangsuebersicht?Open&Wahlperiode=19&Vorgang=2533&Ausschuss=19-hauptausschuss
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/DruckSachen/d19-2627%20Band%2007%20-%20Epl%2007.pdf
https://www.parlament-berlin.de/dokumente/vorgangsuebersicht?Open&Wahlperiode=19&Vorgang=2533&Ausschuss=19-hauptausschuss
https://www.parlament-berlin.de/ados/17/iiiplen/vorgang/d17-1041.pdf
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Der vorgelegte Bericht baut dazu erneut auf den Eindruck, die wesentlichen Kostensteigerungen seien 

vor allem auf die allgemeine Baupreisentwicklung zurückzuführen. Das erscheint allerdings nicht 

plausibel. Nach Daten des Statistischen Bundesamtes bewegen sich die Preissteigerungen im 

Straßenbau seit 2023 in einer Größenordnung von etwa 13 bis 15 Prozent für den Gesamtzeitraum. 

Selbst unter großzügigen Annahmen lässt sich damit ein Kostenanstieg von mehr als 80 Prozent nicht 

schlüssig erklären. Die Baupreisentwicklung kann allenfalls einen Teil der Kostensteigerungen 

begründen. 

Naheliegend erscheint vielmehr, dass planerische, technische und rechtliche Probleme im 

Planfeststellungsverfahren erheblichen Einfluss auf die Kostenentwicklung haben. Für uns sind dies vor 

allem die: 

• ungelösten Konflikte bei der Freistellung gewidmeter Bahnverkehrsflächen, 

• Risiken für Trassenführung und Genehmigungsfähigkeit der TVO, 

• Flächenkonkurrenzen mit der Nahverkehrstangente, 

• die daraus notwendig werdende Verschiebung des Berliner (Schienen-)Außenrings, 

• zusätzliche Anforderungen beim Lärm- und Immissionsschutz, 

• Defizite bei naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, 

• technische Anpassungen im Zuge der fortschreitenden Objektplanung. 

Gerade diese Faktoren können erhebliche Mehrkosten verursachen und weitere Verzögerungen nach 

sich ziehen. Umso wichtiger wäre eine transparente Darstellung der tatsächlichen Kostentreiber 

gewesen.  

 

Weiterhin erscheint die Frage relevant, ob die im Jahr 2025 vom Senat unterstützte Änderung des 

Allgemeinen Eisenbahngesetzes tatsächlich wie erhofft zur Lösung des Konflikts mit dem Eisenbahn-

Bundesamt beitragen kann. Da jedoch bereits im Zuge des Änderungsverfahrens seitens des 

Bundesrats auf inhaltliche Mängel der Änderung hingewiesen wurde (Bundesrats-DS 289-1-25), 

besteht umso mehr ein berechtigtes öffentliches und parlamentarisches Interesse an einer belastbaren 

Einschätzung des Senats. 

 

Fehlende Aussagen zur Umsetzungsperspektive 

Ebenso gravierend ist das Fehlen klarer Aussagen zu den zeitlich inzwischen völlig anderen 

Umsetzungsperspektiven. Im Haushaltsplan 2026/2027 geht der Senat inzwischen selbst davon aus, 

dass eine Fertigstellung der TVO nicht vor 2035 zu erwarten ist. Bereits diese Aussage stellt eine 

erhebliche Veränderung gegenüber früheren Darstellungen dar und hätte im gelieferten Bericht 

aufgegriffen werden müssen.  

Die Erstellung der Bauplanung, die Ausschreibung der Leistungen sowie die Sicherstellung der 

Finanzierung werden zusätzliche Zeit in Anspruch nehmen. Eine realistische Darstellung des weiteren 

Zeitplans gehört daher zwingend in einen Bericht, der das Parlament über den Projektstand 

informieren soll. Die Frage, ob eine Fertigstellung noch innerhalb der 2030er Jahre erreichbar erscheint 

oder weitere erhebliche Verzögerungen drohen, berührt unmittelbar die Beurteilung von 

Wirtschaftlichkeit, Finanzierungsbedarf und möglichen Alternativen. 

 

  

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2025/0201-0300/289-1-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Fazit und daraus erwachsende Handlungsbedarfe 

Die Entscheidung, ob ein Projekt wie die TVO fortgeführt, angepasst oder grundlegend neu bewertet 

werden muss, ist keine rein technische Frage die allein durch die Verwaltung zu entschieden ist. Sie ist 

auch eine politische Entscheidung und damit Gegenstand parlamentarischer Verantwortung. Wir bitten 

die Mitglieder des Hauptausschusses daher nachdrücklich, einer Behandlung des Berichts h19-2950-v 

über die Konsensliste nicht zuzustimmen und stattdessen eine angemessene parlamentarische 

Aussprache zu ermöglichen. 

Insbesondere sollten Senat und Verwaltung aufgefordert werden, 

• die tatsächliche Kostenentwicklung transparent darzulegen, 

• die Finanzierbarkeit des Projekts nachvollziehbar zu erläutern, 

• die Perspektiven für Fördermittel offenzulegen, 

• die Ursachen der Kostensteigerungen detailliert zu benennen, 

• eine aktualisierte Nutzen-Kosten-Untersuchung vorzulegen, 

• die Konflikte im Planfeststellungsverfahren transparent darzustellen, 

• eine realistische Einschätzung zur weiteren zeitlichen Umsetzung des Projekts abzugeben. 

 

Denn die TVO gehört zu den finanziell und verkehrspolitisch bedeutendsten Infrastrukturvorhaben des 

Landes Berlin und ist mit erheblichen Auswirkungen auf andere Infrastruktur- und Wohnbauvorhaben, 

Verkehrsplanungen und nicht zuletzt die Erreichbarkeit der umwelt- und klimapolitischen Ziele 

verbunden. Entsprechend besteht ein besonderes öffentliches Interesse an einer transparenten und 

offenen Debatte. Die parlamentarische Befassung sollte daher nicht allein auf eine formale 

Kenntnisnahme reduziert werden. 

Die Bürgerinnen und Bürger Berlins haben Anspruch auf Transparenz, Nachvollziehbarkeit und eine 

offene parlamentarische Debatte über den zukünftigen Umgang mit dem Projekt TVO. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Bürger:innen-Initiative Wuhlheide 

  

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-2950-v.pdf
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